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Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

14.03.2019 

Geschäftszahl 

Ra 2018/20/0387 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2017/18/0155 E 30. August 2017 RS 2 

Stammrechtssatz 

Ob der Fremde eine Gefahr für die Allgemeinheit oder für die Sicherheit der Republik Österreich darstellt 
(§ 9 Abs. 2 Z 2 AsylG 2005), erfordert eine Gefährdungsprognose, wie sie in ähnlicher Weise auch in 
anderen asyl- und fremdenrechtlichen Vorschriften zugrunde gelegt ist (vgl. etwa § 6 Abs. 1 Z 3 und § 57 
Abs. 1 Z 1 AsylG 2005; §§ 53 und 66 Abs. 1 FrPolG 2005). Dabei ist das Gesamtverhalten des Fremden 
in Betracht zu ziehen und auf Grund konkreter Feststellungen eine Beurteilung dahin vorzunehmen, ob 
und im Hinblick auf welche Umstände die Annahme gerechtfertigt ist, der Fremde stelle eine Gefahr für 
die Allgemeinheit oder für die Sicherheit der Republik Österreich dar. Strafgerichtliche Verurteilungen 
des Fremden sind daraufhin zu überprüfen, inwieweit sich daraus nach der Art und Schwere der zugrunde 
liegenden Straftaten und der Tatumstände der Schluss auf die Gefährlichkeit des Fremden für die 
Allgemeinheit oder die Sicherheit der Republik Österreich ziehen lässt. 

European Case Law Identifier 

ECLI:AT:VWGH:2019:RA2018200387.L02 


